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auch aus den allgemeinen zivilrechtlichen Schranken
(§ 879 Abs 1 ABGB) oder aus dem Zweck des IESG
ergeben.

Wird iS einer rechtsmissbräuchlichen Gestaltung
(eines Sozialplanes) das Ziel verfolgt, letztendlich nicht
den AG, sondern den Insolvenz-Entgelt-Fonds zu
belasten, so ist ein daraus resultierender Anspruch
nach § 879 Abs 1 ABGB nichtig (OGH 9 Ob 902/88
Arb 10.759 =SZ 61/249 = EvB11989/67 =RdW 1989,
138; siehe dazu auch Mitter, OGH: Sozialplan bei
drohender Zahlungsunfähigkeit eines Unternehmens,
DRdA 1989,319 ff; vgl auch VwGH 82/11/0387 RdW
1986, 120), Im Einzelfall ist damit zu prüfen, ob die
Betriebspartner missbräuchlich agiert haben, was im
konkreten Anlassfall zu Recht verneint wurde.

Unter Hinweis auf die Existenzsicherungsfunktion
des IESG wurde auch der Einwand der Bekl, dass
daraus ein Sicherungsausschluss abzuleiten sei, vom
Höchstgericht abgewiesen.

3. Verfahrensrechtliche Besonderheiten

Ein allfälliger Anspruchsausschluss aufgrund Ver­
jährung oder Verfall ist von Amts wegen - auch ohne
entsprechende Einwendung - wahrzunehmen (OGH
RIS-Justiz RS0076711).

Anders verhält es sich im Falle des Vorliegens
eines Anfechtungstatbestandes nach der 10. Wurde
darüber, ob ein Anspruch aufgrund einer anfechtba­
ren Rechtshandiung erworben wurde, mangels Klage
oder Einwendung durch den Insolvenzverwalter noch
nicht rechtskräftig entschieden, so ist diese Frage
im Verfahren nach dem IESG von der jeweiligen
Geschäftsstelle der IEF-Service GmbH bzw in der

Folge vom zuständigen ASG selbstständig zu prüfen
(OGH 9 ObS 6,7/90 ZAS 1991/15,169 [Klicka] = ARD
4239/20/91 = RdW 1991, 151 = infas 1990 A 119 =
DRdA 1990, 470 = ecolex 1990,632 = EvBI 1991/4
= wbl 1990, 305; 9 ObS 19/89 ZAS 1991/14, 165
[Rechberger] =SZ 62/182 =ecolex 1990, 105 =RdW
1990, 124; vgl Liebeg, IESG3 [2007] § 7 IESG Rz 8 f).
Die Behauptungs- und Beweislast trifft im Verfahren
nach dem IESG die IEF-Service GmbH als Bekl.

Es besteht jedoch auch die Möglichkeit, das Ver­
fahren bis zur rechtskräftigen Entscheidung der Vor­
frage durch das Gericht auszusetzen, wenn die Frage
der Anfechtung schon Gegenstand eines anhängigen
Verfahrens ist oder ein solches Anfechtungsverfahren
gleichzeitig anhängig gemacht wird (§ 38 AVG).

Wurde bereits über die Anfechtbarkeit der konkre­
ten Rechtshandlung rechtswirksam entschieden, so ist
gem § 7 Abs 1 IESG die Geschäftsstelle bzw das ASG
an die hierüber ergangene gerichtliche E gebunden
(OGH 9 ObS 19/89 ZAS 1991/14,165 [Rechberger] =
SZ 62/182 = ecolex 1990, 105 = RdW 1990, 124).

In Sozialrechtsstreitigkeiten, zu denen auch das
Verfahren nach dem IESG zählt (§ 65 Abs 1 Z 7 ASGG),
gilt das Neuerungsverbot des § 482 ZPO. Damit kön­
nen nachträglich - nach Schluss der mündlichen Ver­
handlung erster Instanz - keine neuen Anfechtungs­
tatbestände durch die bekl IEF-Service GmbH mehr
"nachgeschossen" werden (vgl Neumayr in ZeliKomm2

§ 90 ASGG Rz 1). Die Einwendung der Verwirklichung
des Tatbestandes der Anfechtung wegen Unentgelt­
lichkeit nach § 29 Z 1 10 durch die Bekl im Revisions­
verfahren war daher zurückzuweisen.

SANDRA WOLLIGGER (SALZBURG)

Erfordernis einer Betriebsvereinbarung bei Genehmigung eines Hinweis­
gebersystems bei der Datenschutzkommission
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1. Vor Einführung eines Hinweisgebersystems im
Unternehmen ist zur Genehmigung bei der DSK
eine angemessene BVabzuschließen.
2. Die Wahl der BV richtet sich nach der konkre­
ten Ausgestaltung des Systems im Unternehmen.

Die N GmbH hat mit Schreiben vom 2.9.2011 eine
Meldung für eine Datenanwendung mit der Bezeich­
nung "Hinweisgebersystem" (Datenanwendungsnum­
mer xxxxxxxlyyy) , beim Datenverarbeitungsregister
eingebracht. Diese Meldung dient zur Einrichtung
eines internen Verfahrens zur Meldung von Missstän­
den, wobei Meldungen auf zwei unterschiedliche Arten
eingebracht werden können:

Zum einen kann ein Mitarbeiter der Auftraggeberin
eine Meldung an den lokalen Compliance Officer der
Auftraggeberin erstatten. Dies ergibt sich aus Pkt 111.1 .
der Beschreibung des Hinweisgebersystems, die mit
der Meldung vorgelegt wurde ("N Group RL zum
Hinweisgebersystem"). Der Compliance Officer hat

die Einordnung der jeweiligen Meldung dahin vorzu­
nehmen, ob es sich um einen schweren Verstoß iSd
Pktes 2. des Dokuments "Ergänzung zur RL zum Hin­
weisgebersystem Version: xxx-2011 (10) final", der auf
Konzernebene bearbeitet werden muss, oder um eine
leichte Verfehlung, die lokal untersucht wird (Pkt 1. des
genannten Dokuments), handelt. Soweit sich die Mel­
dung auf einen schweren Verstoß bezieht, werden die
Meldungen von der Auftraggeberin an die N Company
zur Verfolgung und Ermittlung übermittelt.

Daneben soll der Mitarbeiter die Möglichkeit haben,
eine direkte Meldung mutmaßlicher Missstände an die
Konzernmutter in Deutschland, die N Company, zu
erstatten. Dies ergibt sich aus Pkt 111.2. der "N Group
RL zum Hinweisgebersystem".

Meldungen in den folgenden Bereichen gelten laut
"Ergänzung zur RL zum Hinweisgebersystem Version:
xxx-2011 (10) final" als schwere Verstöße und sollen in
beiden Fällen an die Konzernmutter zur Ermittlung und
Verfolgung übermittelt werden:

Verstoß (oder Teilnahme daran) gegen Vorschrif­
ten der ordnungsgemäßen Rechnungslegung und
Buchhaltung,
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Verstoß gegen interne Rechnungslegungskontrollen,
Fragen der Wirtschaftsprüfung,
Korruption, Bestechung,
Betrug, soweit der mutmaßliche Vermögensscha­
den einen Wert von € 50.000,- übersteigt,
Geldwäsche,
Insiderhandel ,
sonstige Finanzkriminalität, soweit der mutmaßliche
Vermögensschaden einen Wert von € 50,000,­
übersteigt,
Karteilrechtsverstöße,
Verstoß gegen die konzernintern verbindlichen
Bestimmungen des Verhaltenskodex, soweit es die
Regelungen betreffend Rechnungslegung, Fragen
der Wirtschaftsprüfung, Bekämpfung von Korruption
und Finanzkriminalität, und Insiderhandel, betrifft,
Verstoß gegen die konzernintern verbindliche RL
zur Einhaltung kapitalmarktrechtlicher Vorschriften,
Verstoß gegen die konzernintern verbindliche RL
zur Einhaltung kartellrechtlicher Vorschriften,
Verstoß gegen die konzern intern verbindliche RL
zum Umgang mit Einladungen und Geschenken,
Verstoß gegen die konzernintern verbindliche RL zur
Einhaltung exportkontrollrechtlicher Vorschriften.
Alle übrigen Verstöße, die in der N Group RL

zum Hinweisgebersystem angeführt sind, werden an
die Antragstellerin als AG zur normalen Bearbeitung
zurückgeleitet, egal wie sie gemeldet wurden.

Auf Anfrage der DSK nach einer BV hat die
Antragstellerin ein mit 20.7.2012 datiertes Schreiben
des Betriebsausschusses der N GmbH vorgelegt, in
dem diese die Meinung vertritt, dass das gegenständ­
liche Hinweisgebersystem ohne BV eingeführt werden
könne. Der Betriebsausschuss verzichtete ausdrück­
lich auf den Abschluss einer diesbezüglichen BV.

Zum Betrieb der Hotline wird kein Dienst/eister
eingesetzt. [...]

Wie im Sachverhalt ausgeführt, sind Maßstab für
den zu meldenden "Missbrauch" die konzerninternen
Verhaltensregeln. Für die Mitarbeiter der Antragstel­
lerin haben diese Regeln rechtliche Relevanz durch
die "N Group RL zum Hinweisgebersystem", in der
das Recht und auch die Aufforderung zur Meldung
von schwerwiegenden Verstößen festgehalten sind.
Verstöße gegen diese Verhaltensregeln werden daher
zumindest arbeitsrechtlich nicht irrelevant sein, sodass
dem AG ein überwiegendes berechtigtes Interesse an
der Kenntnis von solchen Verstößen zuzubilligen ist.

Die DSK geht regelmäßig davon aus, dass es sich
bei Kontrollsystemen wie dem hier einzuführenden um
solche handelt, die den Mitwirkungsrechten der §§ 96,
96a ArbVG unterliegen. Diese Bestimmungen sind nicht
disponibel und daher unabhängig von der Einschätzung
des BR einzuhalten, um dadurch auch die "Rechtmä­
ßigkeit" der Datenanwendung als Voraussetzung für
die datenschutzrechtliche Genehmigung herzustellen.
Dies wird durch die Auflage laut Pkt 8. des Spruches
verdeutlicht. Die in der Stellungnahme vom 6.11.2012
von der Auftraggeberin dazu vertretene Auffassung,

1) Die feminine Bezeichnung in diesem Beitrag gilt sowohl
für Personen männlichen als auch weiblichen Geschlechts
(siehe dazu http://www.duz.de/duz-magazin/2013/06/uni­
leipzig-verweiblicht-ihre-grundordnung/179).

die von ihr geplante Maßnahme unterliege nicht den
Mitwirkungsrechten des BR, weil die Auftraggeberin ihre
Mitarbeiter nicht zur Überwachung auffordere, sondern
ihnen nur eine Möglichkeit der Meldung illegalen Verhal­
tens anbiete, überzeugt nicht. Dazu genügt - ohne dass
es einer grundsätzlichen Erörterung der Tauglichkeit
dieses Argumentes bedarf - schon der Hinweis auf den
von der Auftraggeberin vorgelegten Verhaltenskodex,
aus dem hervorgeht, dass "Mitarbeiter ... darin bestärkt
und dazu angehalten (werden], mögliche Verletzungen
des Verhaltenskodex mitzuteilen".

Ein überwiegendes berechtigtes Interesse der Kon­
zernspitze an der Kenntnis von allen Verstößen gegen
die konzerninternen Verhaltensregeln wird demgegen­
über nicht anzunehmen sein, da dies unverhältnismäßig
wäre. Eine sachliche Rechtfertigung für die Übermitt­
lung von Missbrauchsdaten zum Zweck der Aufklärung
und Untersuchung von Vorfällen wird nur dann anzu­
nehmen sein, wenn dieser Zweck bei der Antragstel­
lerin selbst nicht zweifelsfrei erreicht werden kann: Im
Umfang der Meldung von maßgeblichen Verstößen, die
Mitarbeitern der Antragstellerin in Führungspositionen
oder vergleichbar hochgestellten Positionen angelastet
werden, anerkennt die DSK das Bestehen eines über­
wiegenden berechtigten Interesses an der Übermittlung
der Meldungsdaten an die Konzernspitze, da nur auf
diese Weise mit hinlänglicher Sicherheit eine objektive
und vollständige Aufklärung der erhobenen Vorwürfe zu
erwarten ist. Im Spruch war daher die Genehmigung
auf die Übermittlung von Daten über Meldungen über
solche Verdachtsfälle zu beschränken. Die Meldung
von Vorfällen, die keine leitenden Angestellten betreffen,
wäre nicht zulässig, weil in solchen Fällen die Antrag­
stellerin selbst ohne Hilfe der Konzernmutter das Pro­
blem bereinigen kann. In dem Fall, dass ein Mitarbeiter
von geringerem Einfluss auf die Unternehmensführung
einen schwerwiegenden Verstoß verursacht, wäre eine
Meldung an die Konzernspitze dann zulässig, wenn d1e
Vorgesetzten ihre Aufsichtspflicht nicht korrekt wahr­
nehmen und dadurch ihrerseits maßgeblich gegen die
Konzernrichtiinien verstoßen.

Die Zulässigkeit der Übermittlung von Missbrauchs­
daten bedarf angesichts ihres hohen Schadenspoten­
tials für den Beschuldigten besonderer Begleitmaß­
nahmen, um eine Verletzung von Datenschutzrechten
hintanzuhalten. Die Antragstellerin hat jene organisato­
rischen Begleitmaßnahmen im Antrag beschrieben, die
im antragsgegenständlichen internen Verfahren zum
Schutz von Betroffenenrechten vorgesehen sind. Sie
entsprechen weitgehend jenen besonderen Garantien,
die in der Äußerung WP 117 der Art 29-Gruppe für eine
datenschutzkompatible Führung einer "whistle blowing
hotline" verlangt werden. Da diese Begleitmaßnahmen
für die Zulässigkeit der Datenanwendung wesentlich
sind, war ihre Umsetzung im Falle von Übermittlungen
als Auflage in die Genehmigung aufzunehmen.

Anmerkung

Mit der vorliegenden E hat die DSK ihre geltende
Rsp zum Thema Whistleblowing um einen wesentli­
chen Aspekt aus arbeitsrechtlicher Sicht erweitert.

Bei einem Whistleblower- oder Hinweisgebersys­
tem wird von einem Unternehmen ein Prozess defi­
niert, bei dem eine Mitarbeiterini) einen unternehmens-
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internen Missstand aufzeigen kann (siehe zu den ver­
schiedenen nicht einheitlichen Definitionen Aschauer,
Whistleblowing im Arbeitsrecht [2012J 24 ff). Die Aus­
gestaltung solcher Systeme ist vielfältig: Die Möglich­
keiten, ein Fehlverhalten einer Mitarbeiterin an das
Unternehmen oder die Konzernmutter zu melden, rei­
chen von Internetanwendungen über die Einrichtung
eigener E-Mailadressen bis hin zu mehrsprachigen
Telefonhotlines.

Die Verwendung personenbezogener AN-Daten
im Rahmen eines solchen Systems ist dabei generell
als zulässig zu erachten, da überwiegende berechtig­
te Interessen des Unternehmens die schutzwürdigen
Interessen der AN überwiegen. Eine Beschränkung der
Zulässigkeit wird dabei regelmäßig auf die Meldung von
wesentlichen und erheblichen Verstößen, insb etwa in
Bezug auf Rechnungslegung, Korruption, Geldwäsche,
Kartellrecht und andere schwere Verstöße vorliegen
(siehe Brodil, ecolex 2009, 1027). Die Mitarbeiterinnen
sind im Arbeitsvertrag oder sonst durch eine generelle
Weisung zur Einhaltung der meist in Unternehmens­
richtlinien definierten Verstöße verpflichtet. Eine Mel­
dung schwerwiegender Missstände ergibt sich bereits
aus der allgemeinen Treuepflicht des AN.

1. Geltende Judikatur der Datenschutzkom­
mission zur Genehmigung einer Whistle­
blowing-Hotline

Bei einem Whistleblowing-System werden straf­
rechtlich relevante Daten verarbeitet, welche vor Auf­
nahme der Datenanwendung der Vorabkontrolle durch
die DSK iSd § 18 Abs 2 Z 2 DSG 2000 unterliegen. Im
Zuge des Genehmigungsverfahrens kann die DSK dem
Auftraggeber Auflagen durch Bescheid erteilen. In der
Vergangenheit hat die DSK in Aniehnung an die Empfeh­
lungen der Art 29-Gruppe folgende Auflagen erarbeitet:

Die für die Entgegennahme und Bearbeitung einer
Meldung zuständige Stelle muss von anderen
Unternehmens- bzw Konzernabteilungen organi­
satorisch strikt getrennt sein und über besonders
geschultes Personal verfügen.
Anonyme Meldungen sollen zwar möglich sein,
aber nicht gefördert werden.
Dem Beschuldigten soll grundsätzlich Zugang zu
den Anschuldigungen gewährt werden, außer es
wird dadurch der Zweck der Untersuchung verei­
telt.
Die Identität der meldenden Person wird nur dann
offengelegt, wenn eine Meldung bewusst falsch
vorgenommen wurde.
Es muss spätestens zwei Monate nach Abschluss
der Untersuchung eine Löschung der Daten statt­
finden.
Die Mitarbeiterinnen sind im Arbeitsvertrag oder
durch sonstige generelle Weisung zur Einhaltung
der Unternehmens-RL in Bezug auf das Hinweis­
gebersystem und zur Meldung über wahrgenom­
mene Verstöße gegen die RL verpflichtet.
Eine Übermittlung der personenbezogenen Daten
an die Konzernmutter darf nur dann erfolgen, wenn
es sich um maßgebliche Verstöße eines leitenden
Angestellten handelt (siehe Aschauer, CFO aktuell
2013, 64 ff bzw Leiss/er, Datenschutzrechtliche
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Zulässigkeit von Whistleblowing-Hotlines, Jahr­
buch Datenschutzrecht 2010, 170 ff, sowie Dohr/
Pollirer/Weiss/Knyrim, Datenschutzrecht2 , E2 bis
E5 zu § 13 und Anh V/7).

2. Zusätzliche arbeitsrechtliche Auflage zur
Genehmigung

Die DSK hat die bestehende Judikatur nun um die
Auflage erweitert, für die Einführung eines Hinweis­
gebersystems eine angemessene BV abzuschließen.
Nach der rechtlichen Würdigung der vorliegenden E
geht die DSK regelmäßig davon aus, dass es sich bei
Whistleblowing- oder Hinweisgebersystemen um Kon­
trollsysteme handelt, die den Mitbestimmungsrechten
der §§ 96, 96a ArbVG unterliegen.

Im vorliegenden Fall fragte die DSK im Rahmen des
Verbesserungsverfahrens zur Registrierung der vorab­
kontrollpflichtigen Datenanwendung die Antragstellerin
nach einer BV. Diese legte ein Schreiben des Betriebs­
ausschusses vor, in dem dieser auf den Abschluss einer
BV für das gegenständliche Hinweisgebersystem sogar
ausdrücklich verzichtete. Nach Ansicht der Antragstel­
lerin würden die Mitarbeiterinnen gar nicht zur Überwa­
chung aufgefordert, sondern wäre das Hinweisgebersys­
tem nur ein Anbot, illegales Verhalten zu melden. Die
geplante Maßnahme unterliege daher nicht den Mitwir­
kungsrechten des BR. Die DSK zeigte sich von dieser
Rechtsansicht nicht überzeugt und verwies auf den
von der Auftraggeberin vorgelegten Verhaltenskodex, in
dem die Mitarbeiterinnen darin bestärkt und angehalten
werden, mögliche Verletzungen des Verhaltenskodex
mitzuteilen. Nach Ansicht der DSK ist diese Formulie­
rung im Verhaltenskodex bereits ausreichend, um eine
die Menschenwürde berührende Kontrollmaßnahme
anzunehmen, da sich die AN durch die Aufforderung zur
Meldung von mutmaßlichen Verstößen ständig gegen­
seitig überwachen würden. Daher verfügte die DSK die
Registrierung des Hinweisgebersystems nur unter der
aufschiebenden Bedingung, dass eine dem Sachverhalt
angemessene BV abgeschlossen werde.

3. Arbeitsverfassungsrecht vor der Daten­
schutzkommission?

Einschlägige Judikatur zum Thema Betriebsver­
einbarungspflicht bei Whistleblowing-Systemen fehlte
bis dato. Fraglich ist, ob die DSK zur Entscheidung
in arbeitsrechtlichen Fragen überhaupt zuständig ist.
Gem § 35 DSG 2000 ist die DSK zur Wahrung des
Datenschutzes - unbeschadet der Zuständigkeit der
ordentlichen Gerichte - berufen. Gem § 2 ASGG sind
zu Entscheidungen über Arbeitsrechtssachen hinge­
gen die ordentlichen Gerichte berufen. Die daten­
schutzrechtliche Zulässigkeit eines Hinweisgebersys­
tems wurde durch die restriktive Handhabung und die
Erteilung strikter Auflagen zur Genehmigung in den
letzten Jahren definiert. Die DSK hat sich nun mit ihrer
rechtlichen Bewertung eines Hinweisgebersystems aus
arbeitsrechtlicher Sicht eindeutig geäußert, und die
Registrierung nur unter der aufschiebenden Bedingung
des Abschlusses einer angemessenen BV verfügt.

In der Literatur gibt es unterschiedliche Ansichten,
die durchaus eine gegenteilige Rechtsauffassung zum



Neue Bücher'

Erfordernis einer BV für ein Hinweisgebersystem auf­
zeigen. Einige Autoren gehen sogar davon aus, dass
bei Einführung eines Hinweisgebersystems überhaupt
keine BV notwendig sein muss.

So äußert Reis die Ansicht, bei einer Whistle­
blowing Hotline bestünden keineswegs Mitwirkungs­
rechte der Belegschaftsvertretung, da eine Meldung
nur Entscheidungsträgerinnen betreffe, welche als
leitende Angestellte nicht dem betriebsverfassungs­
rechtlichen AN-Begriff unterliegen. Die Frage nach
dem Vorliegen einer Kontrollmaßnahme oder eines
technischen Systems zur Kontrolle der AN, welche die
Menschenwürde berühren, stelle sich für eine Hotline
nicht einmal (RdW 2009, 399).

Ähnlich kritisch zeigt sich Mazal, der eine Zustim­
mung des BR von der konkreten Ausgestaltung des

Neue Bücher

Besprechungen

Reiter-ZatloukallRothländerlSchölnberger (Hrsg)

Österreich 1933 - 1938
~=====

Böhlau Verlag, Wien/KölnlWeimar 2012
400 Seiten, gebunden, € 39,-

Obwohl das politische System der Jahre 1933 bis 1938 in
Österreich Gegenstand zahlreicher wissenschaftlicher Unter­
suchungen war, ist die Bewertung dieser Periode der öster­
reichischen Zeitgeschichte sowohl In der Wissenschaft als
auch in der politischen Diskussion nach wie vor umstritten.

Das vorliegende Buch bietet den aktuellen Forschungs­
stand sowie neue Perspektiven der wissenschaftlichen Ausei­
nandersetzung zu diesem Thema. Es beruht auf einem von den
Herausgeberinnen von 24. bis 26.1.2011 am Wiener Juridicum
organisierten und von der Wiener Rechtswissenschaftlichen
Fakultät veranstalteten Symposium. Das Besondere daran ist
der interdisziplinäre Zugang, der auch im Untertitel des Buches
zum Ausdruck kommt: "Interdisziplinäre Annäherungen an
das Dollfuß-/Schuschnigg-Regime". Ziel des Symposiums und
auch des Buches war es, den Dialog und die Diskussion zwi­
schen den juristischen bzw rechtshistorischen Wissenschaften
und den geschichtswissenschaftlichen, politologischen bzw
staatswissenschaftlichen Disziplinen voranzutreiben, um der
Komplexität der damaligen politischen, ökonomischen. sozi­
alen und gesellschaftlichen Verhältnisse gerecht zu werden.

Der interdisziplinäre Ansatz spiegelt sich sowohl in der fach­
lichen Kompetenz der Herausgeberinnen und der Autorinnen als
auch in der Breite der Themenschwerpunkte wider: /lse Reiter­
Zatloukal ist ao Universitätsprofessorin am Institut für Rechts- und
Verfassungsgeschichte der Rechtswissenschaftlichen Fakultät
der Universität Wien; Christiane Rothländer ist Historikerin und
Lektorin am gleichen Institut, und Pia Schönberger ist Historike­
rin und Provenienzforscherin an der Albertina Wien.

Das Buch gliedert sich in acht Themenschwerpunkte,
zu denen insgesamt 26 Autorinnen und Autoren Beiträge
verfasst haben.

Systems abhängig macht. So seien Whistleblowing­
Systeme oft nur Instrumente, die dazu dienen, bei
Vorliegen eines konkreten Verdachtes auf Unregelmä­
ßigkeiten die Entscheidungsträgerinnen zu alarmieren,
um eine Klärung herbeizuführen. Damit liege kein
Kontrollsystem vor, und die Frage, ob die Menschen­
würde berührt würde, stelle sich nicht. Es würde
lediglich ein Mechanismus definiert, welcher geeignet
sei, einen Verdacht einer Klärung zuzuführen (ecolex
2009, 1033 ff).

Im gegenständlichen Fall hat sich die DSK dieser
Argumentation gerade nicht angeschlossen. Ob die
Zivilgerichte das tatsächliche Erfordernis des Abschlus­
ses einer BV ebenso sehen, bleibt abzuwarten.

RAINER KNYRIM/RENATE RIEDL (WIEN)

Im Kapitel "Verfassung und Konkordat" schreibt Hel­

mut Wohnout über "Die Verfassung 1934 im Widerstreit der
unterschiedlichen Kräfte im Regierungslager". Ewald Wiederins

Beitrag trägt den Titel "Christliche Bundesstaatlichkeit auf stän­
discher Grundlage: Eine Strukturanalyse der Verfassung 1934",
und Stefan Schima geht der Frage nach "Überschätzt von
Freund und Feind? Das österreichische Konkordat 1933/34".

Der Themenschwerpunkt "Oppositionsbekämpfung" wird
von den Herausgeberinnen als Autorinnen behandelt. /lse

Reiter-Zatloukal untersucht "Repressivpolitik und Vermögens­
konfiskation 1933 - 1938", Christine Rothländer "Die Durch­
führungspraxis des politisch motivierten Vermögensentzugs
in Wien 1933 - 1938", und der Beitrag von Pia Schönberger

trägt den Titel "Ein Leben ohne Freiheit ist kein Leben. Das
,Anhaltelager' Wöllersdorf 1933 - 1938".

"Politische Gewalt und Justiz" ist der nächste Themen­
schwerpunkt. Der Historiker Winfried R. Gascha setzt sich
unter dem Titel "Opferzahlen als Tabu. Totengedenken und
Propaganda nach Februaraufstand und Juliputsch 1934" mit
der Frage auseinander, wer zu den Opfern des 12.2.1934
gezählt wurde. Der Strafrechtler Frank Höpfel prüft die Berech­
tigung, die Februarkämpfe mithilfe heute international gültiger
Definitionskriterien als Bürgerkrieg oder bewaffneten nationa­
len Konflikt zu definieren: "Gewaltexzesse im Bürgerkrieg: Zur
juristischen Aufarbeitung von Verbrechen während eines nicht­
internationalen bewaffneten Konflikts". Ebenfalls aus straf­
rechtlicher Perspektive bemüht sich Karin Bruckmüller um die
"Legistische und judizielle Aufarbeitung des Juliputsches".

Der Abschnitt "Wirtschaft und Arbeit" wird durch den Bei­
trag des Rechtsvergleichers Alessandro Simma "Der Faschis­
mus und die Große Transformation. Modernisierung und soziale
Befriedung in den europäischen Diktaturen" eingeleitet. Der Poli­
tikwissenschaftler Emmerich Talos analysiert die Situation der
AN während der austrofaschistischen Diktatur: "Austrofaschis­
mus und Arbeiterschaft", und der Arbeits- und Sozialrechts­
wissenschaftier Walter Schrammel betitelt seinen Beitrag mit
"Arbeits- und sozialrechtliche Reformen im Austrofaschismus".
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